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Bundesverfassung 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
(BV) 
 
vom 18. April 1999 (SR 101) 

 
 

(Auszug) 
 

Art. 116 Familienzulagen und Mutterschaftsversicherung 
1 Der Bund berücksichtigt bei der Erfüllung seiner Aufgaben die Bedürfnisse der 
Familie. Er kann Massnahmen zum Schutz der Familie unterstützen. 

2 Er kann Vorschriften über die Familienzulagen erlassen und eine eidgenössische 
Familienausgleichskasse führen. 

3 Er richtet eine Mutterschaftsversicherung ein. Er kann auch Personen zu Beiträgen 
verpflichten, die nicht in den Genuss der Versicherungsleistungen gelangen können. 
4 Der Bund kann den Beitritt zu einer Familienausgleichskasse und die Mutter-
schaftsversicherung allgemein oder für einzelne Bevölkerungsgruppen obligatorisch 
erklären und seine Leistungen von angemessenen Leistungen der Kantone abhängig 
machen. 

 



Bundesgesetz 
über den Allgemeinen Teil des 
Sozialversicherungsrechts (ATSG) 
 
vom 6. Oktober 2000 (SR 830.1) 

 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

gestützt auf die Artikel 112 Absatz 1, 114 Absatz 1 und 117 Absatz 1 BV,  
nach Einsicht in den Bericht einer Kommission des Ständerates vom 27. September 
1990A und in die Stellungnahmen des Bundesrates vom 17. April 1991B, vom 17. 
August 1994C und vom 26. Mai 1999D und in den Bericht der Kommission für sozia-
le Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates vom 26. März 1999E, 
 
A BBl 1991 II 185.  B BBl 1991 II 910.  C BBl 1994 V 921. 
D Im BBl nicht publiziert; s. AB 1999 N 1241 und 1244.  E BBl 1999 4523. 

 

beschliesst: 

 
1. Kapitel: Anwendungsbereich 

Art. 1 Zweck und Gegenstand 

Dieses Gesetz koordiniert das Sozialversicherungsrecht des Bundes, indem es: 

a. Grundsätze, Begriffe und Institute des Sozialversicherungsrechts definiert;A 

b. ein einheitliches Sozialversicherungsverfahren festlegt und die Rechtspflege 
regelt;B 

c. die Leistungen aufeinander abstimmt;C 

d. den Rückgriff der Sozialversicherungen auf Dritte ordnet.D 
 
A ATSG 3–26. B ATSG 27–62. C ATSG 63–71. 
D ATSG 72–75.     

Art. 2 Geltungsbereich und Verhältnis zu den einzelnen 
Sozialversicherungsgesetzen 

Die Bestimmungen dieses Gesetzes sind auf die bundesgesetzlich geregelten Sozial-
versicherungen anwendbar, wenn und soweit die einzelnen Sozialversicherungsge-
setze es vorsehen. 
 

FamZG 1, FLG 1. 
 

 



Verordnung 
über den Allgemeinen Teil des 
Sozialversicherungsrechts (ATSV) 
 
vom 11. September 2002 (SR 830.11) 

 
Der Schweizerische Bundesrat, 

gestützt auf Artikel 81 ATSG, 

verordnet: 

 
1. Kapitel: Bestimmungen zu den Leistungen 

1. Abschnitt: Gewährleistung zweckgemässer Verwendung 
(Art. 20 ATSG) 

Art. 1 
1 Werden Geldleistungen zur Gewährleistung der zweckgemässen Verwendung nach 
Artikel 20 ATSG oder den Bestimmungen der Einzelgesetze nicht an die bezugsbe-
rechtigte Person ausbezahlt und steht diese unter umfassender Beistandschaft nach 
Artikel 398 ZGB, so werden die Geldleistungen der Beiständin, dem Beistand oder 
einer von dieser oder diesem bezeichneten Person oder Behörde ausbezahlt.63 
1bis Steht die bezugsberechtigte Person unter einer Beistandschaft nach den Artikeln 
393–397 ZGB, so werden die Geldleistungen nur dann der Beiständin, dem Beistand 
oder einer von dieser oder diesem bezeichneten Person oder Behörde ausbezahlt, 
wenn die Beiständin oder der Beistand durch einen rechtskräftigen Titel mit der 
Verwaltung dieser Geldleistungen betraut wurde oder die zuständige Erwachsenen-
schutzbehörde die Auszahlung der Geldleistungen an die Beiständin oder den Bei-
stand anordnet.63 
2 Werden Geldleistungen zur Gewährleistung der zweckgemässen Verwendung nach 
Artikel 20 ATSG oder den Bestimmungen der Einzelgesetze einer Drittperson oder 
Behörde ausbezahlt, die gegenüber der bezugsberechtigten Person unterstützungs-
pflichtig ist oder sie dauernd fürsorgerisch betreut, so hat die Drittperson oder Be-
hörde: 

a. die Geldleistungen ausschliesslich zum Lebensunterhalt der berechtigten Per-
son und der Personen, für die diese zu sorgen hat, zu verwenden; 

b. dem Versicherer auf dessen Verlangen über die Verwendung der Geldleistun-
gen Bericht zu erstatten. 

 



Bundesgesetz 
über die Familienzulagen und  
Finanzhilfen an Familienorganisationen 
(Familienzulagengesetz, FamZG)A 60 
 
vom 24. März 2006 (SR 836.2) 

 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

gestützt auf Artikel 116 Absätze 1, 2 und 4 BV,60  
nach Einsicht in den Bericht der Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit 
des Nationalrates vom 20. November 1998B und in den Zusatzbericht vom 8. Sep-
tember 2004C   
sowie in die Stellungnahmen des Bundesrates vom 28. Juni 2000D und vom 10. No-
vember 2004E, 
 
A Zuvor «BG über die Familienzulagen». 
B BBl 1999 3220.  C BBl 2004 6887.  D BBl 2000 4784. 
E BBl 2004 6941.       

beschliesst: 

 
1. Kapitel: Anwendbarkeit des ATSG 

Art. 1 
1 Die Bestimmungen des ATSG sind auf die Familienzulagen anwendbar, soweit das 
vorliegende GesetzA nicht ausdrücklich eine Abweichung vom ATSG vorsieht. Nicht 
anwendbar sind die Artikel 76 Absätze 1bis und 2 und 78 ATSG.80 
2 Die Bestimmungen des ATSG sind auf die Finanzhilfen an Familienorganisationen 
nicht anwendbar.60 
 

A FamZG 9, 22, 25 lit. b–c, eter. 

 
2. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen 

Art. 2 Begriff und Zweck der Familienzulagen 

Familienzulagen sind einmalige oder periodische Geldleistungen, die ausgerichtet 
werden, um die finanzielle Belastung durch ein oder mehrere Kinder teilweise aus-
zugleichen. 



Verordnung  
über die Familienzulagen 
(Familienzulagenverordnung, FamZV) 
 
vom 31. Oktober 2007 (SR 836.21) 

 
Der Schweizerische Bundesrat, 

gestützt auf die Artikel 4 Absatz 3, 13 Absatz 4, 21b Absatz 1, 21e und 27 Absatz 1 
FamZG, 

verordnet: 

 
1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen    

Art. 1 61 Ausbildungszulage 
(Art. 3 Abs. 1 Bst. b FamZG) 

1 Ein Anspruch auf eine Ausbildungszulage besteht für Kinder, die eine Ausbildung 
im Sinne der Artikel 49bis und 49ter AHVVA absolvieren.  
2 Als nachobligatorische Ausbildung gilt die Ausbildung, welche auf die obligatori-
sche Schule folgt. Dauer und Ende der obligatorischen Schule richten sich nach den 
jeweiligen kantonalen Bestimmungen.  
 
A S. Anhang 7a (S. 142).    

Art. 2 Geburtszulage 
(Art. 3 Abs. 2 und 3 FamZG) 

1 Ein Anspruch auf eine Geburtszulage besteht, wenn die kantonale Familien-
zulagenordnung eine Geburtszulage vorsieht. 
2 Hat nur eine Person Anspruch auf die Geburtszulage, so wird sie ihr auch dann 
ausgerichtet, wenn für das gleiche Kind eine andere Person in erster Linie Anspruch 
auf die Familienzulagen hat. 
3 Die Geburtszulage wird ausgerichtet, wenn: 

a. ein Anspruch auf Familienzulagen nach dem FamZG besteht; und 

b. die Mutter während der neun Monate unmittelbar vor der Geburt des Kindes 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt nach Artikel 13 ATSG in der Schweiz 
hat; erfolgt die Geburt vorzeitig, so wird die erforderliche Dauer des Wohnsit-
zes oder des gewöhnlichen Aufenthaltes in der Schweiz gemäss Artikel 27 
EOV herabgesetzt. 

4 Haben mehrere Personen für das gleiche Kind Anspruch auf eine Geburtszulage, so 
steht der Anspruch jener Person zu, die für dieses Kind Anspruch auf Familien-
zulagen hat. Ist die Geburtszulage der zweitanspruchsberechtigten Person höher, so 
hat diese Anspruch auf die Differenz. 



Bundesgesetz 
über die Familienzulagen 
in der Landwirtschaft (FLG)A 10

 

 
vom 20. Juni 1952 (SR 836.1) 

 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

gestützt auf die Artikel 31bis Absatz 3 Buchstabe b und 64bis BV,B 17  
nach Einsicht in eine Botschaft des Bundesrates vom 15. Februar 1952,C 
 

A Ursprünglich «BG über die Familienzulagen für landwirtschaftliche Arbeitnehmer und 
Bergbauern». 

B Den genannten Bestimmungen entsprechen heute BV 104 und 123. 
C BBl 1952 I 206.       

beschliesst: 

 
I.19 Anwendbarkeit des ATSG 

Art. 1 

Die Bestimmungen des ATSG sind auf die Familienzulagen in der Landwirtschaft 
anwendbar, soweit das vorliegende Gesetz nicht ausdrücklich eine Abweichung vom 
ATSGA vorsieht. 
 

A FLG 9 II, 14 II, 22, 25 II–III. 

 
Ia. Die Familienzulagen19      

1. Familienzulagen für landwirtschaftliche Arbeitnehmer 

Art. 1a 19 Bezugsberechtigte Personen      
1 Anspruch auf Familienzulagen für landwirtschaftliche Arbeitnehmer haben Perso-
nen, die in einem landwirtschaftlichen Betriebe gegen Entgelt in unselbständiger 
Stellung tätig sind. 
2 Die Familienmitglieder des BetriebsleitersA, die im Betrieb mitarbeiten, haben    
ebenfalls Anspruch auf Familienzulagen; ausgenommen sindB: 

a. die Verwandten des Betriebsleiters in auf- und absteigender Linie; 

b. die Schwiegersöhne und Schwiegertöchter des Betriebsleiters, die voraussicht-
lich den Betrieb zur Selbstbewirtschaftung übernehmen werden. 



Verordnung 
über die Familienzulagen  
in der Landwirtschaft (FLV) 
 
vom 11. November 1952 (SR 836.11) 

 
Der Schweizerische Bundesrat, 

gestützt auf Artikel 81 ATSG  
und auf Artikel 26 Absatz 2 FLG (Bundesgesetz),21 

verordnet: 

 
I. Die Familienzulagen 

1. Familienzulagen für landwirtschaftliche Arbeitnehmer 

Art. 1 Unterstellte Arbeitnehmer      
1 Arbeitnehmer, die in landwirtschaftlichen und nichtlandwirtschaftlichen Betrieben 
desselben Arbeitgebers tätig sind, gelten nur dann als landwirtschaftliche Arbeit-
nehmer, wenn sie vorwiegend landwirtschaftliche Arbeiten verrichten. 
2 Der Ehegatte des Eigentümers, Miteigentümers oder Gesamteigentümers eines 
landwirtschaftlichen Betriebes gilt nicht als landwirtschaftlicher Arbeitnehmer.13 
3 ...39 
 

FLG 1a IV. 

Art. 2 39 Vorübergehende Tätigkeit in der Landwirtschaft 

Landwirtschaftliche Arbeitnehmer, die nur vorübergehend bei einem landwirtschaft-
lichen Arbeitgeber tätig sind, haben für diese Zeit Anspruch auf Familienzulagen. 
Erstreckt sich die landwirtschaftliche Tätigkeit nicht über ganze Kalendermonate, so 
berechnen sich die Familienzulagen nach Tagesansätzen. 
 

FLG 1a IV. 

Art. 2a 39 Anspruchskonkurrenz 
1 Landwirtschaftliche Arbeitnehmer, die gleichzeitig eine unselbständige Erwerbs-
tätigkeit ausserhalb der Landwirtschaft ausüben, haben Anspruch auf den Differenz-
betrag zwischen den Familienzulagen aus der unselbständigen Erwerbstätigkeit aus-
serhalb der Landwirtschaft und den Familienzulagen nach dem FLG. Sie haben zu-
dem Anspruch auf die Haushaltungszulage nach dem FLG. 



Anhänge 
 

 

Anhang 1:  Übersicht 
 

I. Nichtlandwirtschaftlicher Bereich 
 

1. Familienzulagen für Erwerbstätige 
 minimales Erwerbseinkommen: 630 Fr./Mt. bzw. 7560 Fr./J. (FamZG 13 III S. 2) 
 Kinderzulagen: –(15)/16 J., Erwerbsunfähige –20 J. (FamZG 3 I lit. a);  

Zulage 215 Fr./Mt. (FamZG 5 I),  
fakultativ höher gem. kt. Recht (FamZG 3 II S. 1) 

 Ausbildungszulagen: >16 (bei nachobligatorischer Ausbildung >15)–25 J. und  
in Ausbildung (FamZG 3 I lit. b, FamZV 1),  
maximales Einkommen Kind 2520 Fr./Mt. (vgl. FamZV 1 I); 
Zulage 268 Fr./Mt. (FamZG 5 II),  
fakultativ höher gem. kt. Recht (FamZG 3 II S. 1) 

 Geburtszulage: fakultativ gem. kt. Recht (FamZG 3 II–III) 
 Adoptionszulage: fakultativ gem. kt. Recht (FamZG 3 II–III) 

 

2. Familienzulagen für Nichterwerbstätige 
 maximales steuerbares Einkommen 45 360 Fr./J., kein EL-Bezug (FamZG 19 II); 

fakultativ günstigere Regelungen gem. kt. Recht (FamZV 18) 
 Familienzulagen wie Ziff. I.1 (FamZG 19 I) 

 

II. Landwirtschaft 
 

1. Familienzulagen für landwirtschaftliche Arbeitnehmer 
 minimales Erwerbseinkommen: 630 Fr./Mt. bzw. 7560 Fr./J. (FLG 4 S. 2), 

kumulativ: ortsüblicher Lohn (FLG 4a) 
 Kinderzulagen: Voraussetzungen wie gem. Ziff. I.1 (FLG 2 I); 

Zulage 215 Fr., im Berggebiet 235 Fr./Mt. (FLG 2 III) 
 Ausbildungszulagen: Voraussetzungen wie gem. Ziff. I.1 (FLG 2 I);  

Zulage 268 Fr., im Berggebiet 288 Fr./Mt. (FLG 2 III) 
 Haushaltungszulage: Zulage 100 Fr./Mt. (FLG 2 I–II, 3) 

 

2. Familienzulagen für selbständigerwerbende Landwirte 
 Kinderzulagen: wie Ziff. II.1 (FLG 7) 
 Ausbildungszulagen: wie Ziff. II.1 (FLG 7) 

 

fakultativ höhere und andere Zulagen als Ziff. II.1 und II.2 gem. kt. Recht (FLG 24) 
 

III. Sonderfälle (Auswahl) 
 

Kinder im Ausland: s. Note E zu FamZG 4 und Anhang 2 
kt. Regelungen: s. FamZG 3 II, 16 I+III, 21, FLG 24 und Anhang 3–4a 
Bundespersonal: s. Anhang 5 



Register 
 

 

A 
 

Abfrage FamZG 21b 
Abklärung ATSG 43, 45 
Abrufverfahren FamZG 21b I,  

FamZV 18b (s. auch Datenschutz) 
Abtretung ATSG 22 
Adoptionsurlaub FamZV 10 II lit. e, 

FLG 10 IV 
Adoptionszulage FamZG 3 II–III, 

FamZV 3 (s. auch Familienzulagen) 
AHV-Nummer FamZG 25 lit. f–g 
Akten (s. auch Datenschutz) 
– Aufbewahrung ATSG 46, ATSV 8a 
– Einsicht ATSG 47, ATSV 8b–9 
– Führung ATSG 46, ATSV 8 
– geheime, ATSG 48 
– Vernichtung ATSV 9a, FamZV 18i 
Alimente FamZG 8, FLG 9 II lit. c 
Älpler FLG 5, FLV 3 IV 
Amtsgeheimnis ATSG 33,  

FamZG 21b II 
Amtshilfe ATSG 32, ATSV 18 
Änderung der massgebenden 

Verhältnisse ATSG 31 
Anmeldung zum Leistungsbezug 

ATSG 29, FLG 14 I, FLV 9 

Anspruchsbeginn und -ende 
– arbeitslose Mütter FamZV 16a III 
– Ausbildungszulagen FamZG 3 I lit. b 
– Fortzahlung der Zulagen s. dort 
– Haushaltungszulagen FLG 3 IV 
– Kinderzulagen FamZG 3 I lit. a 
– Zulagen der Arbeitnehmer  

FamZG 13 I–II 
Anspruchskonkurrenz FamZG 7, 

FLG 9 II lit. b (s. auch Koordination) 
Anwendbarkeit 
– AHVG FamZG 25, FLG 25 
– ATSG s. dort 
– FamZG FLG 25 
Arbeitgeber 
– Anschlusspflicht FamZG 12 I 
– Aufgaben FamZG 17 II lit. f 

– Auszahlung der Zulagen  
FamZG 15 II 

– Begriff ATSG 11 
– Beiträge FamZG 16 I–III, FLG 18 I 
– Betriebskasse FamZV 12 I 
– Haftung FamZG 25 I lit. c, FLG 25 III 
– Kontrolle FamZG 17 II lit. i, FLG 16 
– mehrere, FamZV 11 
– Meldepflicht FamZV 18d II 
– Unterstellung FamZG 11 I lit. a 
– Zuständigkeit FamZG 12 II 
Arbeitnehmer 
– Begriff FamZG 11 II 
– Beiträge FamZG 16 I, 17 II lit. j 
– Koordination s. dort 
– landwirtschaftlicher, FLV 1–2 
– Unterbruch der Erwerbstätigkeit 

FamZV 10 
– Zulagenanspruch FamZG 13 I+III, 

19 Ibis, FLG 1a I–III 
– Zuständigkeit FamZG 13 I S. 2 
Arbeitnehmer ohne beitrags-

pflichtigen Arbeitgeber 
– Beiträge FamZG 16 I–III 
– Koordination s. dort 
– Unterbruch der Erwerbstätigkeit 

FamZV 10 
– Unterstellung FamZG 11 I lit. b 
– Zulagenanspruch FamZG 13 II+III 
– Zuständigkeit FamZG 12 III 
arbeitslose Mütter FamZG 19 Iter, 

FamZV 16a 
Arbeitslosenkasse 
– Meldepflicht FamZG 21c lit. b 
– Zugang zum Familienzulagen-

register FamZV 18b lit. a 
Arbeitsunfähigkeit 
– Begriff ATSG 6 
– Zulagenanspruch FamZV 10, 10a II 
Arbeitsverhinderung  

FamZV 10, 10a II 
Arbeitsvertrag FamZG 3 II S. 4 
Asylanten FamZV 16 lit. d 
    
    



Hinweise zum Gebrauch 
 
 
A. Schriftarten 
 

Die amtlichen Gesetzestexte werden in der Schriftart Times gedruckt, alle Zu-
gaben (Anmerkungen, Anhänge und Register) in der Schriftart Frutiger. 

 
B. Zitierweise 
 

Die Gesetzesbestimmungen können auf verschiedene Weise zitiert werden: 
 

lang Artikel 19 Absatz 1ter des Bundesgesetzes über die Familienzula-
gen und Finanzhilfen an Familienorganisationen 

mittel Art. 19 Abs. 1ter FamZG 
kurz FamZG 19 Iter 
 

Das Gleiche gilt für die Verwaltungsweisungen: 
 

lang Randziffer 601.2 der Wegleitung zum Bundesgesetz über die 
Familienzulagen 

mittel Rz 601.2 FamWZL 
kurz FamZWL 601.2 
 

In den Zugaben wird aus Platzgründen die Kurzvariante verwendet. 

 
C. Abkürzungen 
 

Alle Abkürzungen werden in den Verzeichnissen auf S. 7 ff. (Gesetze und Ver-
ordnungen) bzw. S. 148 (Verwaltungsweisungen) aufgelöst: 
 

FamZG BG vom 24. März 2006 über die Familienzulagen und Finanzhil-
fen an Familienorganisationen (Familienzulagengesetz, SR 836.2; 
S. 71) 

 
D. Artikelsuche 
 

Ein bestimmter Regelungsgegenstand (wie beispielsweise der Zulagenanspruch 
arbeitsloser Mütter) kann über das Inhaltsverzeichnis (S. 3 ff.) gesucht wer-
den: 
 

3. Kapitel: Familienzulagenordnungen  ..............................................................................  11 75 
…  

3. Abschnitt: Nichterwerbstätige  .......................................................................................................  19 78 
 

Rascher erfolgreich ist die Suche in der Regel über das Register (S. 153 ff.): 
 

arbeitslose Mütter  
FamZG 19 Iter, FamZV 16a 

Nichterwerbstätige  
– arbeitslose Mütter FamZG 19 Iter, 

FamZV 16a 
 



167 Hinweise zum Gebrauch 

 
 
 

 
 

E. Anmerkungen 
 

Durch Verweise werden die Gesetzes- und Verordnungsbestimmungen gegen-
seitig erschlossen (hier FamZG 19 und FamZV 16a): 
 

Art. 19 Anspruch auf FamilienzulagenA 

… 

1ter Arbeitslose Mütter, die Anspruch auf eine Mutterschaftsentschädigung nach 
dem EOG haben, gelten während der Dauer dieses Anspruchs ebenfalls als Nicht-
erwerbstätige.C Absatz 2 ist nicht anwendbar.60 
 

A S. aber FamZV 18.  B S. aber FamZV 16  C FamZV 16a. 
        

 

 

Art. 16a 61 Arbeitslose Mütter 
(Art. 19 Abs. 1ter FamZG)  

1 Als arbeitslose Mütter gelten Frauen, die im Zeitpunkt der Geburt ihres Kindes die 
Voraussetzungen nach Artikel 29 EOV erfüllen. 
… 
 

 

Die in Frutiger hochgestellten Zahlen verweisen auf die Chronik (S. 11 ff.), wel-
che über das Inkrafttreten einer Revision Auskunft gibt: 
 

 neuer/geänderter Erlass vom in Kraft AS 
61 FamZV 19.06.2020 01.08.2020 2020 2779 

 

Die Anmerkungen gehören nicht zum amtlichen Gesetzestext. 

 
F. Verwaltungsweisungen 
 

Die Verwaltungsweisungen des BSV (zumeist als «Wegleitung» oder «Kreis-
schreiben» bezeichnet) machen den Durchführungsstellen detaillierte Vorgaben. 
Eine Übersicht über die Weisungen sowie eine Konkordanz finden sich in An-
hang 8 (S. 148): 
 

FamZWL Wegleitung zum Bundesgesetz über die Familienzulagen 

 
G. Merkblätter 
 

Die Merkblätter der Informationsstelle AHV/IV, welche über den in Anhang 9 
(S. 151) angegebenen Link www.ahv-iv.ch > Merkblätter abgerufen werden 
können, geben einen Überblick über verschiedene Themen aus dem Bereich der 
1. Säule. 
 




